
Die Einordnung stößt deswegen auf Schwierigkeiten, weil alle bisherigen 
Versuche einer theoretischen Fundierung des Wirtschaftsrechts als Rechts­
zweig noch nicht voll befriedigen können.4 Aus empirischer Sicht soll als 
Arbeitshypothese der Gegenstand des Wirtschaftsrechts bestimmt werden als 
das Recht der Organisation und Selbstorganisation wirtschaftender und wirt- 

' schaftsleitender Einheiten und ihrer Einbeziehung in die staatliche Leitung 
und Planung, der Abgrenzung ihrer Tätigkeitsbereiche und deren mate­
rieller und rechtlicher Sicherung, der Abgrenzung dieser Einheiten gegen­
über anderen und ihrer materiellen und informativen Beziehungen zuein­
ander und innerhalb integrierter Systeme. Von dieser Bestimmung soll zu­
nächst ausgegangen werden, wobei sie selbstverständlich der Erläuterung 
und des Beweises bedürfte.5
In dem Maße, wie die Wissenschaft zur unmittelbaren Produktivkraft wird, 
werden auch ihre Ergebnisse, wenn sie für den Austausch produziert worden 
sind und ausgetauscht werden, zu Waren. Unabhängig davon sowie vom Aus­
tausch zu Zwecken der Nutzung haben wissenschaftlich-technische Ergeb­
nisse einen hohen Informationsgehalt, der deswegen so bedeutsam ist, weil 
er in der Regel die Grundlage für die Erzielung weiterer derartiger Ergeb­
nisse ist. Der Informationsgehalt ist somit ein bedeutsames Kriterium wis­
senschaftlich-technischer Ergebnisse als Produkt geistig-schöpferischer Tätig­
keit, den ein Produkt der materiellen Produktion — zumindest in der Regel — 
nicht besitzt. Wissenschaftlich-technische Leistungen und Ergebnisse erlangen 
somit, sofern sie Waren sind, Bedeutung für die materiellen Beziehungen 
wirtschaftender und wirtschaftsleitender Einheiten und, sofern sie unabhän­
gig davon Informationsgehalt besitzen, für die informativen Beziehungen. 
Dabei ist zu beachten, daß nicht jede Information den Charakter einer Ware 
haben muß. So hat die in der Patentschrift offenbarte Lehre zum technischen 
Handeln in jedem Falle informativen Gehalt, ohne zunächst Ware zu sein. 
Zur Ware wird im allgemeinen aber nicht die Information, sondern das Recht, 
sie produktiv nutzen zu dürfen, wenn es gegen Entgelt übertragen wird. Die 
Vermittlung geheimgehaltenen technischen Wissens verleiht diesem, wenn 
sie gegen Entgelt zur Nutzung erfolgt, Warencharakter.
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